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Bekanntmachung der Regierung von Mittelfranken

Vollzug des Bayerischen Naturschutzgesetzes sowie der Verordnung zur Ausfiihrung des Bayerischen
Naturschutzgesetzes;

Allgemeinverfiigung der Regierung von Mittelfranken iiber das Walzen von Grinlandflachen nach dem
15. Marz vom 13. Marz 2025

Bekanntmachung der Regierung von Mittelfranken vom 13. Méarz 2025 Gz. RMF-SG60-7360-3-4-1

Aufgrund des Art. 3 Abs. 6 des Gesetzes liber den Schutz der Natur, die Pflege der Landschaft und die Erholung
in der freien Natur (Bayerisches Naturschutzgesetz - BayNatSchG) vom 23. Februar 2011 (GVBI. S. 82, BayRS
791-1-U), das zuletzt durch Gesetz vom 23. Dezember 2022 (GVBI. S. 723) gedndert worden ist, in Verbindung
mit § 5 der Verordnung zur Ausfihrung des Bayerischen Naturschutzgesetzes (AVBayNatSchG) vom 18. Juli
2000 (GVBI. S. 495, BayRS 791-1-13-U), welche zuletzt durch § 1 der Verordnung vom 8. November 2020
(GVBI. S. 627) geandert worden ist, erlasst die Regierung von Mittelfranken folgende

Allgemeinverfiigung:

. Abweichend von der Bestimmung des Art. 3 Abs. 4 Satz 1 Nr. 7 BayNatSchG ist es im Jahr 2025 gemaR den
unter Il. und lIl. geltenden Mal3gaben gestattet, landwirtschaftlich genutzte Griinlandflachen nach dem
15. Mérz zu walzen.

Il.  Die abweichende Gestattung nach Ziff. I. gilt nach MaRgabe folgender Bestimmungen in folgendem Gebiet
jeweils bis einschlieRlich 1. April 2025:

Stadt Ansbach

Stadt Erlangen

Stadt Firth

Stadt Nurnberg

Stadt Schwabach

Landkreis Ansbach

Landkreis Erlangen-Hochstadt
Landkreis Firth

. Landkreis Neustadt a. d. Aisch-Bad Windsheim
10. Landkreis Nurnberger Land

11. Landkreis Roth

12. Landkreis Weilenburg-Gunzenhausen

©CoNoOThwWN =

Ill.  Ausgenommen von der abweichenden Gestattung nach Ziff. I. und Il. sind die in der Anlage 2 zu dieser All-
gemeinverfugung nach Namen und TeilflachenID (TeilfllD) ausgewiesenen und in der Anlage 1 in einer
Ubersichtskarte dargestellten Wiesenbrutergebiete. Die in der Anlage 2 zu dieser Allgemeinverfigung aus-
gewiesenen Wiesenbritergebiete kénnen im Portal ,FIN-Web“ flachenscharf eingesehen werden. Die Ein-
sichtnahme erfolgt im Internet unter folgender Adresse: http:/fisnatur.bayern.de/webgis

IV. Diese Allgemeinverfliigung steht unter dem Vorbehalt ihres Widerrufs.
V. Die sofortige Vollziehung der Ziffern I. bis IV. wird angeordnet.
VI. Diese Allgemeinverfiigung gilt am Tage nach der Bekanntmachung als bekannt gegeben.
Griinde:
I

Mit Annahme des Volksbegehrens ,Artenvielfalt & Naturschdnheit in Bayern® gilt seit dem Jahr 2020 gemaf Art. 3
Abs. 4 Satz 1 Nr. 7 BayNatSchG bei der landwirtschaftlichen Nutzung das Verbot, Griinlandflachen nach dem
15. Mérz zu walzen.

Der Vegetationsbeginn sowie die Befahrbarkeit der Béden sind in Bayern jedoch regional sehr unterschiedlich.
Wo aufgrund der Witterungs- bzw. Bodenverhaltnisse Grinlandflachen trotz fachlicher Notwendigkeit nicht vor
dem 15. Marz befahren und gewalzt werden kénnen, bedeutet das Verbot einen erheblichen Eingriff in den be-
trieblichen Ablauf. Fir diese Flachen wird die landwirtschaftliche Nutzung des Grundstlicks durch das Verbot
deutlich eingeschrankt oder gegebenenfalls insgesamt in Frage gestellt. Um Hartefalle zu vermeiden, wurde des-
halb mit dem Gesamtgesellschaftlichen Artenschutzgesetz - Versbhnungsgesetz ermdglicht, durch Aligemeinver-
figung einen spateren Verbotszeitpunkt als den 15. Marz zu bestimmen.

Il
1. Die Regierung von Mittelfranken ist fiir den Erlass dieser Allgemeinverfligung gemaf Art. 3 Abs. 6 Satz 2 Bay-

NatSchG i. V. m. § 5 Abs. 1 Satz 1 AVBayNatSchG sachlich zustandig. Die ortliche Zustéandigkeit ergibt sich
aus Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG).
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2.

Gemal Art. 3 Abs. 6 Satz 1 und 3 BayNatSchG i. V. m. § 67 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Bundesnaturschutzge-

setzes (BNatSchG) i. V. m. § 5 Abs. 1 Satz 1 AVBayNatSchG kénnen die Regierungen das Walzen von Grin-

landflachen auch nach dem 15. Marz gestatten, wenn das Walzverbot eine unzumutbare Belastung fiir die

Landwirte darstellt und das Verschieben mit den Belangen des Naturschutzes vereinbar ist. Diese Vorausset-

zungen sind nach § 5 Abs. 1 Satz 1 AVBayNatSchG gegeben, solange nach den aktuellen Witterungsprogno-

sen Uberwiegend

1. das landwirtschaftlich genutzte Griinland bei Einhaltung guter landwirtschaftlicher Praxis insbesondere
aufgrund zu hoher Bodenfeuchte oder schneebedeckter Flachen nicht vor dem 15. Marz gewalzt werden
kann und

2. in den Wiesenbriitergebieten die Hauptbrutzeit der Wiesenbriter noch nicht begonnen hat.

Diese Voraussetzungen liegen hier vor.

Die Nichtverschiebung des Verbotszeitpunkts stellt in den unter Il. des Tenors genannten Gebieten eine unzu-
mutbare Belastung flr die betroffenen Landwirte dar (§ 67 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG). Ohne Wal-
zen ist der Bodenschluss der Grasnarbe nicht gegeben, die Wasser- und Warmeleitung des Bodens beein-
trachtigt und eine zu intensive Mineralisierung der organischen Masse maoglich.

Aus der Stellungnahme der Landesanstalt fir Landwirtschaft (LfL) vom 3. Marz 2025 geht hervor, dass bei
Einhaltung guter landwirtschaftlicher Praxis ein Walzen der Grinlandflachen in den unter Il. des Tenors ge-
nannten Gebieten nicht vor dem 15. Marz méglich sein wird. Griinlandflachen kénnen erst dann gewalzt wer-
den, wenn an funf zusammenhangenden Tagen das Griinland auf Gber 80 % der Flachen befahren werden
kann. Zudem ist das Walzen erst um den Zeitpunkt des Ergriinens des Griinlandes fachlich sinnvoll. Dement-
sprechend ist das Walzen unmdglich, wenn die Griinlandflachen schneebedeckt sind, die nutzbare Feldkapa-
zitét der Grunlandflachen Gber 80% liegt oder der Zeitpunkt fir das Ergrinen des Griunlands tber eine Woche
in der Zukunft liegt.

Der Deutsche Wetterdienst (DWD) hat der LfL diese drei meteorologischen GréRen regional differenziert zur
Verfligung gestellt. Die LfL hat die Situation auf Grundlage von Daten des DWD fiir den Zeitraum von 1. Feb-
ruar 2025 mittels Prognosen bis einschlieRlich 9. Marz 2025 beurteilt und weitere Witterungsprognosen bis 15.
Marz 2025 herangezogen. Auf der Basis dieser Analyse gemal den genannten Kriterien stellt die LfL fest,
dass in den unter Ziffer Il. des Tenors genannten Landkreisen und kreisfreien Stadten Mittelfrankens das Wal-
zen aus landwirtschattlich-fachlicher Sicht voraussichtlich bis 15. Marz 2025 im tberwiegenden Teil des Griin-
lands nicht mdéglich sein wird. Ausschlaggebend ist insbesondere das flachendeckend spate Einsetzen des
Ergriinens in diesem Jahr. In den unter Ziffer Il. des Tenors genannten Gebieten in Mittelfranken wird deshalb
eine Fristverlangerung bis einschliellich 1. April 2025 aus landwirtschaftlich fachlicher Sicht fiir notwendig
erachtet.

Der fachlichen Stellungnahme der LfL schlie3t sich die Regierung von Mittelfranken an. Die vom DWD fir die
Prognoseentscheidung zur Verfligung gestellten drei meteorologischen Groflen Schneebedeckung, nutzbare
Feldkapazitat und Zeitpunkt des Ergriinens des Griinlandes sind wissenschaftlich fundiert und fir die Progno-
seberechnung der LfL geeignet. Die von der LfL zugrunde gelegten Beurteilungskriterien, unter anderem zur
Befahrbarkeit, sind fachlich begriindet und ein praxisgerechter Beurteilungsmafstab.

Zudem ist die mit dieser Allgemeinverfligung vorgenommene Verschiebung mit den Belangen des Naturschut-
zes nach Art. 3 Abs. 6 Satz 3, 1 BayNatSchG i. V. m. § 67 Abs. 1 Satz 1 BNatSchG vereinbar. Die Belan-
ge des Naturschutzes sind in den Gebieten, in denen eine Befreiung erteilt wird, gegenliber den anderen, die
Befreiung begrindenden Anforderungen von untergeordneter Bedeutung. Soweit es sich um Wiesenbriterge-
biete handelt, darf die Hauptbrutzeit der Wiesenbriter noch nicht begonnen haben (§ 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
AVBayNatSchG), da sonst Belange des Naturschutzes (Artenschutz) entgegenstehen und iberwiegen.

Nach der Mitteilung des Landesamts fur Umwelt (LfU) vom 28. Februar 2025 ist im gesamten Regierungsbe-
zirk Mittelfranken auf den Wiesenbritergebieten der Brutbeginn bereits vor dem 16. Marz zu erwarten.
Aufgrund der langjahrigen phanologischen Erkenntnisse zum Brutbeginn der Wiesenbriter in Bayern sei da-
von auszugehen, dass die Hauptbrutzeit bis zum 15.03. bereits beginnen wird. Unter Beriicksichtigung der
derzeitigen Wetterlage, insbesondere der milden Temperaturen und der weitgehend schneefreien Wiesen, ist
nach Einschatzung des LfU auch in diesem Jahr von einem friihen Brutbeginn auszugehen. Daher wird fir
das Jahr 2025 erwartet, dass die Hauptbrutzeit der Wiesenbruter spatestens bis zum 15. Marz beginnen wird.

Demzufolge ist es erforderlich, dass samtliche Wiesenbriitergebiete in den unter Il. genannten Gebieten im
Regierungsbezirk von der abweichenden Gestattung ausgenommen sind (vgl. Ziffer lll. des Tenors).
Ab der ersten Mahd ist das Walzen nicht mehr verboten, unabhangig davon, ob der gesetzliche Ver-
botszeitpunkt des 15. Marz verschoben wurde oder nicht (vgl. Landtags-Drucksache 18/1736, S. 8).

Der Erlass der Allgemeinverfugung steht nach § 5 Abs. 1 Satz 1 AVBayNatSchG im pflichtgemaRRen Ermes-
sen. Die Regierung von Mittelfranken hat im Rahmen ihres Ermessensspielraums entschieden, dass sie die
Moglichkeit des Walzens in den Gebieten, in denen die Voraussetzungen vorliegen, bis einschlieRlich 1. April
2025 verlangert. Fur diese Entscheidung spricht, dass die landwirtschaftliche Nutzung von Griinlandflachen in
Mittelfranken dort uneingeschrankt ermdéglicht werden soll, wo es mit den Belangen des Naturschutzes verein-
bar ist. Es sollen schwerwiegende Folgen flr landwirtschaftliche Betriebe im Regierungsbezirk Mittelfranken
vermieden werden.
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Die mit dieser Allgemeinverfiigung vorgenommene Verschiebung des Verbotszeitpunkts in den festgelegten
Gebieten wahrt auch den Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit. Die Verschiebung bis einschlieRlich den 1. April
2025 in den oben aufgefiihrten Gebieten ist geeignet und erforderlich fiir die Erreichung des Ziels, die land-
wirtschaftliche Nutzung von Grinlandflachen nicht unzumutbar zu unterbinden und einen Ausgleich mit den
Belangen des Naturschutzes herzustellen. Der gewahlte Zeitraum ist aufgrund der Prognose der Wetterlage
nach dem 15. Marz 2025 zum jetzigen Zeitpunkt erforderlich, damit sichergestellt ist, dass den Landwirten
ausreichend Zeit zum Walzen der Griinlandflachen zur Verfigung steht. Ein milderes Mittel steht indes nicht
zur Verfligung, da eine kirzere Verschiebung des Verbotszeitraumes den Landwirten nicht gentigend Zeit
zum Walzen gewahren wiirde.

Die Verschiebung des Walzverbots ist auch angemessen. Es wurde der Verbotszeitpunkt nur im fiir die Land-
wirtschaft notwendigen Umfang verschoben. Indem aus der Gestattung (siehe Ziffer lll. des Tenors) die Wie-
senbriitergebiete, in denen bereits die Brutzeit begonnen hat, ausgenommen wurden, wird auch den Belan-
gen des Naturschutzes Rechnung getragen und die Intention der Regelung des Art. 3 Abs. 4 Satz 1 Nr. 7 Bay-
NatSchG, namlich der Schutz der Gelege von Bodenbriitern (vgl. Landtags-Drucksache 18/1736, S. 8), wird
gewahrt.

Ziffer IV. dieses Bescheids stltzt sich auf Art. 36 Abs. 2 Nr. 3 BayVwVfG. Die Regierung muss flexibel auf
etwaige Anderungen, beispielsweise hinsichtlich der Witterungsverhaltnisse und der sich daraus ergebenden
landwirtschaftlichen Nutzbarkeit des Griinlandes oder hinsichtlich der von der Gestattung ausgenommenen
Wiesenbriitergebiete oder der Brutzeiten der Wiesenbriiter, reagieren konnen. In diesen Fallen steht der Re-
gierung der Widerruf nach Art. 49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Alt. 2 BayVwVfG offen.

Die rechtliche Grundlage fir die Anordnung der sofortigen Vollziehung in Bezug auf die Ziffern I. - IV. des Te-
nors dieser Allgemeinverfiigung ergibt sich aus § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO.

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung in Bezug auf die Ziffern I. und Il. des Tenors der Allgemeinverfii-
gung ist erforderlich, um die schutzwiirdigen Belange der betroffenen Landwirte zu wahren. Das generelle
Walzverbot kann die landwirtschaftliche Nutzung abhéngig von den 6&rtlichen Witterungs- und Bodenverhalt-
nissen unterschiedlich stark einschranken. Der Vegetationsbeginn sowie die Befahrbarkeit der Béden sind in
Bayern regional sehr unterschiedlich. Wo aufgrund der Witterungs- bzw. Bodenverhaltnisse Griinlandflachen
nicht vor dem 15. Marz befahren und gewalzt werden kdnnen, bedeutet das Verbot fir die Landwirte einen
erheblichen Eingriff in den betrieblichen Ablauf. Fiir diese Flachen wirde regelmaRig die landwirtschaftliche
Nutzung des Grundstiicks durch das Walzverbot insgesamt in Frage gestellt. Folglich benétigen die Landwirte
in Bezug auf die Gestattung des Walzens eine rechtssichere Regelung. Ein Zuwarten bis zur Unanfechtbarkeit
oder ein etwaiges Klageverfahren darf dies nicht in Frage stellen. Ohne die sofortige Vollziehung bestiinde die
Gefahr, dass das gesetzliche Verbot greift und die mit der Allgemeinverfiigung bezweckte Verschiebung des
Verbotszeitpunktes ins Leere lauft.

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung in Bezug auf Ziffer Ill. des Tenors ist zur Wahrung der schutzwiirdi-
gen Belange des Natur- und Artenschutzes erforderlich. Es besteht ein 6ffentliches Interesse an einem umfas-
senden Schutz der in betroffenen Gebieten vorhandenen Wiesenbrlter.

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung in Bezug auf Ziffer IV. ist notwendig, um bereits vor Bestandskraft
der Allgemeinverfligung noch flexibel auf Anderungen (insbesondere der Witterungsverhaltnisse) reagieren zu
kénnen.

. Nach Art. 41 Abs. 3 Satz 1 BayVwVfG i. V. m. § 5 Abs. 1 Satz 3 AVBayNatSchG sowie Art. 41 Abs. 3 Satz 2

BayVwVfG darf diese Allgemeinverfligung offentlich bekanntgegeben werden. Nach Art. 41 Abs. 4 Satz 3
BayVwVfG gilt ein schriftlicher Verwaltungsakt bei 6ffentlicher Bekanntmachung zwei Wochen nach der orts-
Ublichen Bekanntmachung als bekannt gegeben. In einer Allgemeinverfiigung kann nach Art. 41 Abs. 4 Satz 4
BayVwVfG ein hiervon abweichender Tag bestimmt werden. Von dieser Vorschrift wird Gebrauch gemacht.
Diese Allgemeinverfligung gilt einen Tag nach ihrer ortstiblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben.

Fir diese Allgemeinverfligung werden keine Kosten erhoben. Die Entscheidung Uber die Kosten stiitzt sich
auf Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 des Kostengesetzes (KG), da die Allgemeinverfligung nach § 5 Abs. 1 S. 3 AVBay-
NatSchG ,von Amts wegen“ im Uberwiegenden 6ffentlichen Interesse ergeht.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfigung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe Klage erhoben wer-
den bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Ansbach in 91522 Ansbach,

Postfachanschrift: Postfach 6 16, 91511 Ansbach,
Hausanschrift: Promenade 24 - 28, 91522 Ansbach.
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Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer fir den Schriftformer-
satz zugelassenen Form mdglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen
und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!

Der in § 55d VWGO genannte Personenkreis (insbesondere Rechtsanwélte und Behdérden) muss Klagen grund-
satzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Ver-
fahrensgebihr fallig.

Hinweise:

Die Allgemeinverfiigung und ihre Begriindung kénnen im Dienstgebaude der Regierung von Mittelfranken in
91522 Ansbach, Promenade 27, wahrend der allgemeinen Dienstzeiten eingesehen werden. Weitere Hinweise
zur Erreichbarkeit und Kontaktaufnahme koénnen Sie unter folgender Adresse einsehen:
https://lwww.regierung.mittelfranken.bayern.de/ueber_uns/erreichbarkeit/index.html

Ferner sind die Allgemeinverfiigung und ihre Begriindung auf der Homepage der Regierung von Mittelfranken
unter folgender Adresse einsehbar:
https://www.regierung.mittelfranken.bayern.de/

Die in der Anlage 2 zu dieser Allgemeinverfiigung ausgewiesenen Wiesenbritergebiete
kénnen im Portal ,FIN-Web* flachenscharf eingesehen werden. Die Einsichtnahme erfolgt im Internet unter fol-
gender Adresse: http://fisnatur.bayern.de/webgis

Hilfestellungen zur Einsichtnahme in ,FIN-Web* finden Sie in den Hinweisen zu der Anlage 2.

Diejenigen Landwirte, die beim Amt fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten als Mehrfachantragsteller regis-
triert sind, kénnen die Lage ihrer Flachen im Hinblick auf die festgelegten Wiesenbritergebiete auch in der Web-
Anwendung ,iBALIS* unter dem Menipunkt ,Feldstiickskarte“ Uberprifen, indem sie die dort hinterlegte
~Wiesenbruterkulisse einblenden.

Dr. Engelhardt-Blum
Regierungsprasidentin

siehe Anlagen 1 und 2
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Bekanntmachung der Zweckverbande

Zweckverband Altmiihlsee
Bekanntmachung Nr. 42/2025

Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB);

8. Anderung des Flachennutzungsplanes mit integriertem Landschaftsplan, Teilplan Ornbau, im Bereich
der Grundstiicke Flur-Nrn. 1121, 1123 und 1124, alle Gemarkung Gern, fiir die Errichtung einer Freiflachen-
Photovoltaikanlage;

Genehmigung nach § 6 BauGB

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Altmihlsee hat mit Feststellungsbeschluss vom 4. September
2024 die 8. Anderung des Flachennutzungsplanes mit integriertem Landschaftsplan, Teilplan Ornbau, im Bereich
der Grundstiicke Flur-Nrn. 1121, 1123 und 1124, alle Gemarkung Gern, fiir die Errichtung einer Freiflachen-
Photovoltaikanlage beschlossen.

Die Regierung von Mittelfranken hat mit Schreiben vom 13. November 2024 die Flachennutzungs- und Land-
schaftsplananderung gemal § 6 Abs. 1 BauBG genehmigt. Die Erteilung dieser Genehmigung wird hiermit be-
kannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung wird der Anderungsplan nach § 6 Abs. 5 BauBG wirksam.

Der Flachennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan mit Begriindung/Umweltbericht kann im Rathaus der
Stadt Ornbau, Altstadt 7, 91737 Ornbau sowie in den Raumen des Zweckverbandes Altmihlsee, Marktplatz 25,
91710 Gunzenhausen wahrend der allgemeinen Dienstzeiten von jedermann eingesehen werden. Auf Verlangen
wird Uber den Inhalt des Bebauungsplanes Auskunft gegeben.

Die allgemeinen Dienstzeiten sind:
Mo., Di. 08:00 - 12:00 Uhr, 14:00 - 16:00 Uhr

Mi. 08:00 - 12:00 Uhr
Do. 08:00 - 12:00 Uhr, 14:00 - 17:00 Uhr
Fr. 08:00 - 12:30 Uhr

Auf Folgendes wird hingewiesen:

Unbeachtlich werden

- eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens-
und Formvorschriften,

- eine unter Berlicksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften Uber das Verhalt-
nis des Bebauungsplans und des Flachennutzungsplans und

- nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mangel des Abwagungsvorgangs,

wenn sich nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegentiber dem Zweckverband

Altmihisee unter Darlegung des die Verletzung begriindenden Sachverhaltes geltend gemacht worden sind

(§ 215 Abs. 1 BauGB).

Gunzenhausen, 17. Marz 2025

ZWECKVERBAND ALTMUHLSEE
Der Vorsitzende

Herausgeber und Verleger: Regierung von Mittelfranken, Ansbach.

E-Mail: Amtsblatt@reg-mfr.bayern.de; Telefon: 0981 53-1497, -1533, -1813, -1540.

Das Regierungsamtsblatt erscheint in der Regel einmal monatlich (15. eines jeden Monats) und nach Bedarf. Fur die inhaltliche
Richtigkeit, Vollstandigkeit und Aktualitéat der externen Beitrage Ubernimmt die Regierung von Mittelfranken keine Verantwortung.
Das Regierungsamtsblatt wird auf den Internetseiten der Regierung von Mittelfranken unter
"https://www.regierung.mittelfranken.bayern.de" veréffentlicht.




	Inhaltsübersicht
	Bekanntmachung der Regierung von Mittelfranken
	Vollzug des Bayerischen Naturschutzgesetzes sowie der Verordnung zur Ausführung des Bayerischen

Naturschutzgesetzes;

Allgemeinverfügung der Regierung von Mittelfranken über das Walzen von Grünlandflächen nach dem

15. März vom 13. März 2025

	Bekanntmachung der Zweckverbände
	Bekanntmachung Nr. 42/2025 des Zweckverbandes Altmühlsee über die 8. Änderung des Flächennutzungsplanes mit integriertem Landschaftsplan, Teilplan Ornbau, im Bereich  der Grundstücke Flur-Nrn. 1121, 1123 und 1124, alle Gemarkung Gern, für die Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage;  Genehmigung nach § 6 BauGB


